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mit einer Kapazität von 886 Sauenplätzen, 
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schließlich zugehöriger Dampfkessel, mit einer 
Feuerungswärmeleistung von 50 Megawatt 

oder mehr (GuD-Kraftwerk 2) in 06237 Leuna, 

Landkreis Saalekreis 170 
 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Wasser zur Einzelfallprüfung nach § 3c UVPG 

zum Vorhaben „Umbau Stauanlage östlich 

von Morsleben an der Aller“ 170 
 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Wasser zum Verzicht auf die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung gemäß § 3a des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) für das Vorhaben „Neubau Deich 

Berßel Bäckergarten“ 170 
 
 4. Verwaltungsvorschriften 
 
 5. Stellenausschreibungen 

 

 

B. Untere Landesbehörden 
 
 1. Amtliche Bekanntmachungen, Genehmigungen 
 
 2. Sonstiges 
 
 

C. Kommunale Gebietskörperschaften  
 
 1. Landkreise 
 
 . Öffentliche Bekanntmachung des Burgenland-

kreises über den Antrag auf Genehmigung der 
1. Änderungssatzung zur Verbandssatzung 
des Zweckverbandes für Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung Bad Dürrenberg 
(ZWA Bad Dürrenberg)   171 

 
 2. Kreisfreie Städte 
 
 3. Kreisangehörige Gemeinden 
 
 

D. Sonstige Dienststellen 
 
 . Öffentliche Bekanntmachung des Landesam-

tes für Geologie und Bergwesen Sachsen-
Anhalt (LAGB) über die Aufhebung einer Be-

willigung im Bewilligungsfeld Galgenberg 

Nr. II-B-g-89/93 172 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Amtsblatt des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt 9/2016 

 

163 

A. Landesverwaltungsamt 

 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates 

Hoheitsangelegenheiten, Gefahrenabwehr  

über Auslegungszeiten des  

externen Alarm- und Gefahrenabwehrplanes  

für die TRINSEO Deutschland GmbH,  

Werk Schkopau, Betriebsbereich Kautschuk, 

Straße E 17 in 06258 Schkopau 

 
Auf der Grundlage der Verordnung zur Aufstellung 
externer Alarm- und Gefahrenabwehrpläne  
(AlGefPl-VO) vom 04. Oktober 2001, Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Sachsen-Anhalt, 
Nummer 44, S. 400, geändert durch Verordnung vom 
19. Juli 2004, Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Sachsen-Anhalt, Nummer 39, S. 410 wird der 
Plan für die  

 

TRINSEO Deutschland GmbH 

Werk Schkopau 

Betriebsbereich Kautschuk 

Straße E 17 in 06258 Schkopau 
 
in der Zeit vom 04. Oktober bis 04. November 2016 im 
Gebäude der Gemeinde Schkopau, Ordnungsamt, 
Schulstraße 18 in 06258 Schkopau im Zimmer 3.5 
(Erdgeschoss), Di. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 
18:00 Uhr, Do. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 
16:00 Uhr; 
 
im Gebäude der Stadtverwaltung Merseburg, Altes 
Rathaus, Burgstraße 1 in 06217 Merseburg, Dachge-
schoss (DG04)-Sekretariat des Amtsleiters des Bür-
ger- und Ordnungsamtes, Mo. 09:00 bis 12:00 Uhr, Di. 
09:00 bis 12:00 Uhr und 14:00 bis 18:00 Uhr, Mi. ge-
schlossen, Do. 09:00 bis 12:00 Uhr und 14:00 bis 
15:30 Uhr, Fr. 09:00 bis 12:00 Uhr; 
 
im Gebäude der Gemeinde Kabelsketal, Lange Straße 
18 in 06184 Kabelsketal im Zimmer des Amtsleiters 
Bau-/Ordnungsverwaltung, Mo. 08:00 bis 12:00 Uhr 
und 13:00 bis 16:00 Uhr, Di. 08:00 bis 12:00 Uhr und 
13:00 bis 18:00 Uhr, Mi. 08:00 bis 12:00 Uhr und 
13:00 bis 14:00 Uhr, Do. 08:00 bis 12:00 Uhr und 
13:00 bis 15:00 Uhr, Fr. 08:00 bis 12:00 Uhr; 
im Gebäude der Gemeinde Teutschenthal, Am Busch 
19 in 06179 Teutschenthal, Raum 113 während fol-
gender Zeiten: Di. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 
18:00 Uhr, Do. 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 
15:00 Uhr, Fr. 09:00 bis 12:00 Uhr und jeden 1. Sams-
tag im Monat von 09:00 bis 12:00 Uhr; 
 
im Gebäude der Stadtverwaltung Bad Lauchstädt, 
Marktstraße 9 in 06246 Goethestadt Bad Lauchstädt 
OT Schafstädt, Zimmer 4, Mo. 09:00 bis 11:00 Uhr, Di. 
09:00 bis 11:00 Uhr und 14:00 bis 18:00 Uhr, Mi. 
09:00 bis 11:00 Uhr, Do. 14:00 bis 15:30 Uhr und Fr. 
09:00 bis 11:00 Uhr öffentlich ausgelegt.  
 
In dieser Zeit können Bedenken oder Anregungen zu 
diesem Plan vorgebracht werden. 
 
 

−−−−−−−−−− 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des 

Referates Brand- und Katastrophenschutz,  

militärische Angelegenheiten, Rettungswesen 

gemäß § 39 (3) Rettungsdienstgesetz des  

Landes Sachsen-Anhalt zur Vereinbarung  

über die Benutzungsentgelte für die Leistungen 

der Luftrettung für den Luftrettungsstandort  

Landeshauptstadt Magdeburg 

(Primärrettung) 
 
Die Vereinbarung über die Benutzungsentgelte für die 
Leistungen der Luftrettung für den Luftrettungsstandort 
Landeshauptstadt Magdeburg ist dem Amtsblatt als  

Anlage 1 beigefügt und befindet sich im Anlagenteil des 
Amtsblattes. 
 

−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des  

Referates Brand- und Katastrophenschutz,  

militärische Angelegenheiten, Rettungswesen  

gemäß § 39 (3) Rettungsdienstgesetz des  

Landes Sachsen-Anhalt zur Vereinbarung  

über die Benutzungsentgelte für die Leistungen  

der Luftrettung für den Luftrettungsstandort  

Stadt Landsberg/OT Oppin  

(Sekundärrettung) 

 
Die Vereinbarung über die Benutzungsentgelte für die 
Leistungen der Luftrettung für den Luftrettungsstandort 
Stadt Landsberg/OT Oppin ist dem Amtsblatt als  

Anlage 2 beigefügt und befindet sich im Anlagenteil des 
Amtsblattes. 
 

−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des  

Referates Kommunalrecht, Kommunale Wirtschaft 

und Finanzen über die Ungültigkeit eines  

Dienstsiegels der Stadt Teuchern 
 
Die Stadt Teuchern meldet die Ungültigkeit eines Dienst-
siegels. Das Dienstsiegel Nr. 4 (Ø 22 mm) ist seit dem 
25.08.2016 ungültig. 
 
Halle (Saale), den 06.09.2016 
 
Im Auftrag 
gez. Keller 
 

−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  

Wirtschaft über die  

Ausschreibung bevollmächtigte 

Bezirksschornsteinfegerin oder bevollmächtigter 

Bezirksschornsteinfeger für den 

Kehrbezirk Halle Nr. 20 
 
Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschorn-
steinfegerin oder bevollmächtigter Bezirksschornstein-

feger wird im Land Sachsen-Anhalt der Kehrbezirk 

Halle Nr. 20 für eine Bestellung zum 01. Dezember 
2016 (Vergabetermin) ausgeschrieben. Der vollständi-
ge Ausschreibungstext kann ab dem 15.09.2016 unter 
www.bund.de sowie unter www.lvwa.sachsen-
anhalt.de abgerufen werden. Ferner liegt der Aus-
schreibungstext bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist  
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im Landesverwaltungsamt beim Referat Wirtschaft zu 
jedermanns Einsicht aus. 

Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Okto-

ber 2016 (Ausschlussfrist) an das 
 

Landesverwaltungsamt 
Referat Wirtschaft 

Ernst-Kamieth-Straße 2 
06112 Halle (Saale) 

 
−−−−−−−−− 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  

Wirtschaft über die  

Ausschreibung bevollmächtigte 

Bezirksschornsteinfegerin oder bevollmächtigter 

Bezirksschornsteinfeger für den  

Kehrbezirk Burgenlandkreis Nr. 06 
 
Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschornstein-
fegerin oder bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger 

wird im Land Sachsen-Anhalt der Kehrbezirk Burgen-

landkreis Nr. 06 für eine Bestellung zum 01. Dezember 
2016 (Vergabetermin) ausgeschrieben. Der vollständige 
Ausschreibungstext kann ab dem 15.09.2016 unter 
www.bund.de sowie unter www.lvwa.sachsen-anhalt.de 
abgerufen werden. Ferner liegt der Ausschreibungstext 
bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist im Landesverwal-
tungsamt beim Referat Wirtschaft zu jedermanns Einsicht 
aus. 

Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Oktober 

2016 (Ausschlussfrist) an das 
 

Landesverwaltungsamt 
Referat Wirtschaft 

Ernst-Kamieth-Straße 2 
06112 Halle (Saale) 

 
−−−−−−−−−− 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  

Wirtschaft über die  

Ausschreibung bevollmächtigte  

Bezirksschornsteinfegerin oder bevollmächtigter 

Bezirksschornsteinfeger für den  

Kehrbezirk Anhalt-Bitterfeld Nr. 13 
 
Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschornstein-
fegerin oder bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger 

wird im Land Sachsen-Anhalt der Kehrbezirk Anhalt-

Bitterfeld Nr. 13 für eine Bestellung zum 01. Dezember 
2016 (Vergabetermin) ausgeschrieben. Der vollständige 
Ausschreibungstext kann ab dem 15.09.2016 unter 
www.bund.de sowie unter www.lvwa.sachsen-anhalt.de 
abgerufen werden. Ferner liegt der Ausschreibungstext 
bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist im Landesverwal-
tungsamt beim Referat Wirtschaft zu jedermanns Einsicht 
aus. 

Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Oktober 

2016 (Ausschlussfrist) an das 
 

Landesverwaltungsamt 
Referat Wirtschaft 

Ernst-Kamieth-Straße 2 
06112 Halle (Saale) 

 
 

−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates 

Wirtschaft über die  

Ausschreibung bevollmächtigte  

Bezirksschornsteinfegerin oder bevollmächtigter 

Bezirksschornsteinfeger für den  

Kehrbezirk Jerichower Land Nr. 01 

 
Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschornstein-
fegerin oder bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger 

wird im Land Sachsen-Anhalt der Kehrbezirk Jerichow-

er Land Nr. 01 für eine Bestellung zum 01. Januar 2017 
(Vergabetermin) ausgeschrieben. Der vollständige Aus-
schreibungstext kann ab dem 15.09.2016 unter 
www.bund.de sowie unter www.lvwa.sachsen-anhalt.de 
abgerufen werden. Ferner liegt der Ausschreibungstext 
bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist im Landesverwal-
tungsamt beim Referat Wirtschaft zu jedermanns Einsicht 
aus. 

Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Oktober 

2016 (Ausschlussfrist) an das 
 

Landesverwaltungsamt 
Referat Wirtschaft 

Ernst-Kamieth-Straße 2 
06112 Halle (Saale) 

 
−−−−−−−−−− 

 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates 

Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung  

zur Einzelfallprüfung nach § 3c des Gesetzes  

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  

im Rahmen des Genehmigungsverfahrens  

zum Antrag der Dow Olefinverbund GmbH in  

06258 Schkopau auf Erteilung einer Genehmigung 

nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

zur wesentlichen Änderung des  

Zentralen Tanklagers 06258 Schkopau,  

Landkreis Saalekreis 
 
Die Firma Dow Olefinverbund GmbH in 06258  
Schkopau beantragte mit Schreiben vom 13.06.2016 
beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt die 
Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) für die wesentliche Ände-
rung des 
 

Zentralen Tanklagers; 
 

hier:  Errichtung und Betrieb vier weiterer Behäl-

ter zur Lagerung von Butadien mit einer Ge-

samtlagerkapazität von 2.480 t 

 

in 06258 Schkopau 
 

Gemarkung: Korbetha  

Flur:  1  

Flurstück: 201. 
 
Gemäß § 3a UVPG wird hiermit bekannt gegeben, 
dass im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 3c 
UVPG festgestellt wurde, dass durch das genannte 
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen zu befürchten sind, so dass im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens keine Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) erforderlich ist.  
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Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 
Beruht die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben 
soll, auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c 
UVPG, ist die Einschätzung der zuständigen Behörde 
in einem gerichtlichen Verfahren betreffend die 
Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens 
nur darauf zu überprüfen, ob die Vorprüfung 
entsprechend den Vorgaben von § 3c UVPG 
durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis 
nachvollziehbar ist. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde 
liegen, können beim Landesverwaltungsamt, Referat 
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik, 
Umweltverträglichkeitsprüfung in 06118 Halle (Saale), 
Dessauer Str. 70 als der zuständigen Genehmigungs-
behörde, eingesehen werden.  
 

−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates 

Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung  

zur Entscheidung über den Erörterungstermin  

im Rahmen des Genehmigungsverfahrens  

zum Antrag der Firma Dow Olefinverbund GmbH  

in 06258 Schkopau auf Erteilung einer  

Genehmigung nach § 16 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes für die wesentliche 

Änderung des Zentralen Tanklagers 

in 06258 Schkopau, 

Landkreis Saalekreis 

 
Die Dow Olefinverbund GmbH in 06258 Schkopau 
beantragte beim Landesverwaltungsamt die Geneh-
migung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BlmSchG) für die wesentliche Änderung des 
 

Zentralen Tanklagers; 
 

hier:  Errichtung und Betrieb vier weiterer Behäl-

ter zur Lagerung von Butadien mit einer Ge-

samtlagerkapazität von 2.480 t 

 
(Anlage nach Nr. 9.1.1.1 und Nr. 9.2.1 des Anhangs 1 
zur Verordnung über Anlagen - 4. BlmSchV) 

in 06258 Schkopau 
 

Gemarkung:  Korbetha 

Flur:  1 

Flurstück:  201. 
 
Das Vorhaben wurde am 15.07.2016 bekannt ge-
macht. Gemäß § 12 Abs. 1 der Verordnung über das 
Genehmigungsverfahren (9. BlmSchV) wird hiermit 
bekannt gemacht, dass die Genehmigungsbehörde in 
Ausübung pflichtgemäßen Ermessens entschieden 
hat, dass der Erörterungstermin nicht stattfindet. 
 

−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates 

Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung  

zum Antrag der Timmermans GmbH in  

39164 Stadt Wanzleben–Börde, Ortsteil Wanzleben 

auf Erteilung einer Genehmigung nach § 4 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes  

zur Errichtung und zum Betrieb einer Anlage 

zum Halten und zur getrennten Aufzucht  

von Schweinen mit einer Kapazität von  

886 Sauenplätzen, 2.352 Ferkelplätzen und  

2 Eberplätzen sowie zwei Lagerbehälter  

für Flüssiggas mit einem Nennfüllgewicht  

von jeweils 2,9 t in 39164 Stadt Wanzleben–Börde, 

Ortsteil Wanzleben, Landkreis Börde 
 
Die Timmermans GmbH in 39164 Stadt Wanzleben-
Börde beantragte beim Landesverwaltungsamt die 
Erteilung einer Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur Errichtung 
und zum Betrieb einer 
 

Anlage zum Halten und zur getrennten Aufzucht 

von Schweinen mit einer Kapazität  

von 886 Sauenplätzen, 2.352 Ferkelplätzen  

und 2 Eberplätzen sowie 2 Lagerbehälter  

für Flüssiggas mit einem Nennfüllgewicht  

von jeweils 2,9 t 
 
(Anlage nach Nr. 7.1.8.1 in Anhang 1 zur Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) 
und Art. 10 der Richtlinie 2010/75/EU über Industrie-
emissionen (IE-Richtlinie) und Anlage nach Nr. 9.1.1.2 
in Anhang 1 der 4. BImSchV 
 
auf den Grundstücken in:  

 39164 Stadt Wanzleben-Börde,  

 Vor dem Schloßtor 2a 
 

Gemarkung: Ortsteil Wanzleben 

Flur:  16 

Flurstücke: 156/6, 158/56, 159/56, 202. 
 
Die Anlage soll entsprechend dem Antrag 2016 in Be-
trieb genommen werden. 
 
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3  
BImSchG öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Un-
terlagen liegen in der Zeit vom 

 

23.09.2016 bis einschließlich 24.10.2016 
 
bei folgenden Behörden aus und können zu den ange-
gebenen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 

1. Stadt Wanzleben–Börde 

 OT Wanzleben 

 Hauptamt 

 Zimmer 201a 

 Markt 1 – 2 

 39164 Stadt Wanzleben–Börde 
 
 Montag von 09:00 bis 12:00 Uhr  
 Dienstag von 09:00 bis 12:00 Uhr und 
  von 13:30 bis 17:00 Uhr 
 Mittwoch  von 09:00 bis 12:00 Uhr  
 Donnerstag  von 09:00 bis 12:00 Uhr und  
  von 13:30 bis 15:00 Uhr 
 Freitag  von 09:00 bis 12:00 Uhr 
 

2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
 Raum A 123 
 Dessauer Str. 70 
 06118 Halle (Saale) 
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 Mo. - Do.   von 08:00 bis 16:00 Uhr 
 Fr. und vor  
 gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 13:00 Uhr 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können schriftlich 
in der Zeit vom: 
 

23.09.2016 bis einschließlich 07.11.2016 
 
bei der Genehmigungsbehörde (Landesverwaltungs-
amt) oder bei der Stelle erhoben werden, bei der Antrag 
und Unterlagen zur Einsicht ausliegen. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen. 
 
Die Einwendungen sollen neben Vor- und Familienna-
men auch die volle und leserliche Anschrift des Einwen-
ders enthalten. Aus den Einwendungen muss erkennbar 
sein, weshalb das Vorhaben für unzulässig gehalten 
wird. Die Einwendungen werden der Antragstellerin 
bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwenders wer-
den dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht, 
soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts der 
Einwendung erforderlich sind. 
 
Sofern frist- und formgerechte Einwendungen vorliegen, 
können diese in einem öffentlichen Erörterungstermin 

am 10.01.2017 mit den Einwendern und der Antragstel-
lerin erörtert werden, soweit dies für die Prüfung der 
Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein 
kann. 
 

Beginn der Erörterung: 10:00 Uhr 

Ort der Erörterung:  Rathauskeller,  

  OT Wanzleben 

  Markt 1 - 2 
  39164 Stadt Wanzleben-Börde 

 

Die Ermessensentscheidung der Genehmigungsbehör-
de, ob ein Erörterungstermin stattfindet, wird nach Ab-
lauf der Einwendungsfrist getroffen und öffentlich be-
kannt gemacht. 
Für den Fall, dass der Erörterungstermin stattfindet, wird 
schon jetzt darauf hingewiesen, dass die frist- und 
formgerechten Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, erörtert werden. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf 
Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältig-
ter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmi-
ge Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige Unterzeich-
ner als Vertreter der übrigen Einwender, der darin mit 
seinem Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als 
Vertreter bezeichnet ist, soweit er nicht von ihnen als 
Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur 
eine natürliche Person sein. Gleichförmige Einwendun-
gen, die die vorgenannten Angaben nicht deutlich sichtbar 
auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthal-
ten, können unberücksichtigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche 
Bekanntmachung erfolgen kann. 
 
 

−−−−−−−−−− 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  

Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung  

zum Antrag der Fleischwerk Weißenfels GmbH 

in 06667 Weißenfels auf Erteilung einer  

Genehmigung nach § 16 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes zur wesentlichen 

 Änderung einer Anlage zum Schlachten  

von Tieren mit einer Kapazität von 2.300 t  

Lebendgewicht je Tag in 06667 Weißenfels,  

Burgenlandkreis 
 
Die Firma Fleischwerk Weißenfels GmbH in 06667 
Weißenfels beantragte beim Landesverwaltungsamt 
die Erteilung einer Genehmigung zur wesentlichen 
Änderung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) zur wesentlichen Änderung einer 
 

Anlage zum Schlachten von Tieren  

mit einer Kapazität von 

2.300 t Lebendgewicht je Tag 

hier: 

 Errichtung und Betrieb einer Wartehalle für 
Lebendtiertransporte 

 Erweiterung/Verlängerung der Viehwagen-
waschhalle 

 Lebendtieranlieferung – von 23:00 Uhr bis 
04:00 Uhr höchstens 5 Lebendtiertransporter 
(max. 2 Transporter pro Stunde) 

 Änderung Behälterstandorte zur Lagerung 
von Flotat und Magen-/Darminhalt 

 
(Anlage nach Nr. 7.2.1 Anhang 1 zur Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) und 
Art. 10 der Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissio-
nen (IE-Richtlinie) 
 

auf den Grundstücken in: 06667 Weißenfels,  

 Am Schlachthof 1 
 

Gemarkung: Weißenfels 

Flur:  3 

Flurstücke: 179, 196, 274, 276, 278, 280 und 
 

Gemarkung: Burgwerben 

Flur:  2 

Flurstücke: 326, 266. 
 

Die wesentlich geänderte Anlage soll entsprechend 
dem Antrag ca. 6 Monate nach Baubeginn in Betrieb 
genommen werden. 
 

Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BIm-
SchG öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Un-
terlagen liegen in der Zeit vom 
 

23.09.2016 bis einschließlich 24.10.2016 
 

bei folgenden Behörden aus und können zu den ange-
gebenen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 

2. Stadt Weißenfels 
 Technisches Rathaus 
 Fachbereich III/Technische Dienste  
 und Stadtentwicklung 
 Abteilung Stadtplanung 
 Zimmer T 220 
 Klosterstraße 5 
 06667 Weißenfels 
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 Mo. von 09:00 bis 12:00 Uhr 
 Di. von 09:00 bis 12:00 Uhr und  
  von 13:00 bis 17:30 Uhr 
 Mi. von 09:00 bis 12:00 Uhr 
 Do. von 09:00 bis 12:00 Uhr und  
  von 13:00 bis 15:30 Uhr 
 Fr. von 09:00 bis 12:00 Uhr 
 

2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
 Raum A 123 
 Dessauer Str. 70 
 06118 Halle (Saale) 
  
 Mo. - Do.  von 08:00 bis 16:00 Uhr 
 Fr. und vor  
 gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 13:00 Uhr 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können schriftlich 
in der Zeit vom: 
 

23.09.2016 bis einschließlich 07.11.2016 
 
bei der Genehmigungsbehörde (Landesverwaltungs-
amt) oder bei der Stelle erhoben werden, bei der Antrag 
und Unterlagen zur Einsicht ausliegen. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen. 
 
Die Einwendungen sollen neben Vor- und Familienna-
men auch die volle und leserliche Anschrift des Einwen-
ders enthalten. Aus den Einwendungen muss erkennbar 
sein, weshalb das Vorhaben für unzulässig gehalten 
wird. Die Einwendungen werden der Antragstellerin 
bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwenders wer-
den dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht, 
soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts der 
Einwendung erforderlich sind. 
 
Sofern frist- und formgerechte Einwendungen vorliegen, 
können diese in einem öffentlichen Erörterungstermin 

am 20.12.2016 mit den Einwendern und der Antragstel-
lerin erörtert werden, soweit dies für die Prüfung der 
Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein 
kann. 
 

Beginn der Erörterung: 10:00 Uhr 

Ort der Erörterung:  Kulturhaus der  

  Stadt Weißenfels 

  Merseburger Straße 14 

 06667 Weißenfels 
 
Die Ermessensentscheidung der Genehmigungsbehör-
de, ob ein Erörterungstermin stattfindet, wird nach Ab-
lauf der Einwendungsfrist getroffen und öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Für den Fall, dass der Erörterungstermin stattfindet, wird 
schon jetzt darauf hingewiesen, dass die frist- und 
formgerechten Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, erörtert werden. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf 
Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältig-
ter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmi-
ge Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige Unterzeich-
ner als Vertreter der übrigen Einwender, der darin mit 
seinem Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als 

Vertreter bezeichnet ist, soweit er nicht von ihnen als 
Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur 
eine natürliche Person sein. Gleichförmige Einwendun-
gen, die die vorgenannten Angaben nicht deutlich sichtbar 
auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthal-
ten, können unberücksichtigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche 
Bekanntmachung erfolgen kann. 
 

−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates 

Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung  

zur Einzelfallprüfung nach § 3c des Gesetzes  

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  

im Rahmen des Genehmigungsverfahrens  

zum Antrag der Firma Nanostone Water GmbH,  

Am Bahndamm 12, 38820 Halberstadt,  

auf Erteilung einer Genehmigung nach § 4  

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes  

zur Errichtung und zum Betrieb einer Anlage 

zur Herstellung von keramischen Membranfiltern 

in 38820 Halberstadt, Am Bahndamm 12,  

Landkreis Harz 

 
Die Firma Nanostone Water GmbH aus 38820 Hal-
berstadt beantragte mit Schreiben vom 10.08.2016 
beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt die 
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) für die Errichtung und den 
Betrieb einer  
 

Anlage zur Herstellung  

von keramischen Membranfiltern 

mit einer Kapazität von 0,4 Tonnen je Tag  
 
(Anlage nach Nr. 2.10.2 aus Anhang 1 zur Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) 
 

auf dem Grundstück in 38820 Halberstadt,  

 Am Bahndamm 12 
 
Standort: Baugrundstück in Halberstadt 
Gemarkung: Halberstadt 
Flur: 14 
Flurstücke: 70, 79, 81, 83, 88. 
 
Gemäß § 3a UVPG wird hiermit bekannt gegeben, 
dass im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 3c 
UVPG festgestellt wurde, dass durch das genannte 
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen zu befürchten sind, so dass im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens keine Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) erforderlich ist.  
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Be-
ruht die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll, 
auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c UVPG, 
ist die Einschätzung der zuständigen Behörde in ei-
nem gerichtlichen Verfahren betreffend die Entschei-
dung über die Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf 
zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben von § 3c UVPG durchgeführt worden ist und 
ob das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
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Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde 
liegen, können beim Landesverwaltungsamt, Referat 
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik, 
Umweltverträglichkeitsprüfung in 06118 Halle (Saale), 
Dessauer Str. 70 als der zuständigen Genehmigungs-
behörde, eingesehen werden.  
 

−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates 

Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung  

über die Entscheidung zum Antrag der  

SCHWENK Zement KG, Werk Bernburg 

in 06406 Bernburg (Saale) auf Erteilung  

einer Genehmigung nach § 16 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes zur wesentlichen  

Änderung einer Anlage zur Herstellung  

von Zementklinker und Zement mit  

einer Produktionskapazität von  

5.000 t/d Zementklinker in  

06429 Nienburg (Saale) / 06406 Bernburg (Saale), 

Salzlandkreis 
 
Auf Antrag wird der SCHWENK Zement KG, Werk 
Bernburg in 06406 Bernburg (Saale) die immissions-
schutzrechtliche Genehmigung nach § 16 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur we-
sentlichen Änderung der 
 

Anlage zur Herstellung von  

Zementklinker und Zement mit einer  

Produktionskapazität von 5.000 t/d Zementklinker 
 

hier:  Errichtung und Betrieb eines Anlagenteils 

zum Trocknen von mechanisch entwässer-

tem, nicht gefährlichem Klärschlamm in  

2 Schaufeltrocknern mit einer Durchsatzka-

pazität von 384 t/d Klärschlamm 
 
(Anlage nach Nrn. 2.3.1, 8.10.2.1, 8.12.1.1, 8.12.2 des 
Anhangs 1 zur Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen - 4. BImSchV) und Art. 10 der Richtlinie 
2010/75/EU über Industrieemissionen (IE-Richtlinie) 
 
auf den Grundstücken in: 
 

 06429 Nienburg (Saale), 

Gemarkung: Nienburg, 

Flur: 21, 

Flurstücke: 48/3, 4/6, 5/6, 
 

 06406 Bernburg (Saale) 

Gemarkung: Bernburg, 

Flur: 80, 

Flurstück: 1004 
 
durch das Landesverwaltungsamt erteilt.  
 
Die Genehmigung ist gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG mit 
Bedingungen und Auflagen zur Erfüllung der Geneh-
migungsvoraussetzungen im Sinne des § 6 BImSchG 
verbunden und enthält folgende Rechtsbehelfsbeleh-
rung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht Halle, 
Thüringer Straße 16, 06112 Halle (Saale) erhoben wer-
den.  
 

Der Genehmigungsbescheid einschließlich der Be-
gründung liegt in der Zeit vom 
 

16.09.2016 bis einschließlich 29.09.2016 
 
bei folgenden Behörden aus und kann zu den angegebe-
nen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 

1. Bürgerbüro der Stadt Nienburg (Saale) 
 Rathaus I 
 Marktplatz 1 
 06429 Nienburg (Saale) 
 
 Mo. von 09:00 bis 12:00 Uhr  
 Di. von 09:00 bis 12:00 Uhr und  
  von 13:00 bis 18:00 Uhr 
 Do. von 09:00 bis 12:00 Uhr und  
  von 13:00 bis 18:00 Uhr 
 Fr. von 09:00 bis 12:00 Uhr und  
  von 13:00 bis 18:00 Uhr 
 Sa.17.09.2016 von 09:00 bis 12:00 Uhr 
 

2. Planungsamt der Stadt Bernburg (Saale) 
 Rathaus II Zimmer 127 
 Schlossstraße 11 
 06406 Bernburg (Saale) 
 
 Mo. von 08:00 bis 12:00 Uhr 
 Di. von 08:00 bis 12:00 Uhr und  
  von 14:00 bis 18:00 Uhr 
 Mi. von 08:00 bis 12:00 Uhr 
 Do. von 08:00 bis 12:00 Uhr und  
  von 14:00 bis 16:00 Uhr 
 Fr. von 08:00 bis 12:00 Uhr 
 

3. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
 Raum A 123  
 Dessauer Str. 70,  
 06118 Halle (Saale) 
 
 Mo. - Do.  von 08:00 bis 16:00 Uhr 
 Fr. und vor  
 gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 13:00 Uhr 
 
Die Zustellung des Genehmigungsbescheides an die 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, wird 
durch diese öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Vom 
Tage der öffentlichen Bekanntmachung an bis zum 
Ablauf der Klagefrist können der Bescheid und seine 
Begründung von den Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, schriftlich beim Landesverwaltungs-
amt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale) 
angefordert werden. Die Übersendung des Beschei-
des erfolgt formlos und setzt keine neuen Rechtsmit-
telfristen in Gang. Mit dem Ende der o. g. Auslegungs-
frist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, die 
keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt. 
 
Gegen den hier bekanntgemachten Genehmigungs-
bescheid kann innerhalb eines Monats nach Ende der 
Auslegungsfrist Klage beim Verwaltungsgericht Halle, 
Thüringer Straße 16, 06112 Halle (Saale) erhoben 
werden. 
 
 

−−−−−−−−−− 
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Öffentliche Bekanntmachung des Referates 

Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, 

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung  

zum Antrag der Lieken Brot- und Backwaren GmbH 

in 49681 Garrel auf Erteilung einer Genehmigung 

nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

zur Errichtung und zum Betrieb einer Anlage  

zur Herstellung von sonstigen Nahrungsmitteln 

aus ausschließlich pflanzlichen Rohstoffen 

(Großbäckerei) mit einer Produktionskapazität  

von 390 t Fertigerzeugnissen pro Tag  

einschließlich einer Kälteanlage mit  

einem Gesamtinhalt an Kältemittel von  

18,3 t Ammoniak in 06886 Lutherstadt Wittenberg, 

Landkreis Wittenberg 
 
Die Lieken Brot- und Backwaren GmbH in 49681 Gar-
rel beantragte beim Landesverwaltungsamt die Ertei-
lung einer Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur Errichtung 
und zum Betrieb einer  
 

Anlage zur Herstellung von  

sonstigen Nahrungsmitteln aus ausschließlich 

pflanzlichen Rohstoffen (Großbäckerei)  

mit einer Produktionskapazität von  

390 t Fertigerzeugnissen pro Tag einschließlich 

einer Kälteanlage mit einem Gesamtinhalt  

an Kältemittel von 18,3 t Ammoniak 

 
(Anlagen nach Nr. 7.34.2 u. 10.25 Anhang 1 zur Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. 
BImSchV) und Art. 10 der Richtlinie 2010/75/EU über 
Industrieemissionen (IE-Richtlinie) 
 
auf den Grundstücken  

in 06886 Lutherstadt Wittenberg 

 

Gemarkung:  Wittenberg 

Flur:  8  

Flurstücke:  179 und Teilfläche 183 (neu 518) 

   
Des Weiteren wurde von der Antragstellerin gemäß  
§ 8a BImSchG der Antrag auf Zulassung des vorzeiti-
gen Beginns für die Errichtung der Maschinen und Ag-
gregate weiterer 3 Produktionslinien sowie die Prüfung 
der Funktionstüchtigkeit der Maschinen und Aggregate 
gestellt. 
 
Die Anlage soll entsprechend dem Antrag im III. Quartal 
2017 in Betrieb genommen werden.  
 
Der Antrag und die dazugehörigen Unterlagen liegen in 
der Zeit vom 

 

23.09.2016 bis einschließlich 24.10.2016   
 
bei folgenden Behörden aus und können zu den ange-
gebenen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 

1. Lutherstadt Wittenberg 
 Neues Rathaus 
 Bürgerbüro 
 Lutherstraße 56 
 06886 Lutherstadt Wittenberg 
 
 Mo. - Do. von 08:00 bis 18:00 Uhr 
 Fr. von 08:00 bis 12:00 Uhr 
 Sa.  von 09:00 bis 12:00 Uhr 

2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
 Raum A 123  
 Dessauer Str. 70,  
 06118 Halle (Saale) 
  
 Mo. - Do.  von 08:00 bis 16:00 Uhr 
 Fr. und vor  
 gesetzlichen Feiertagen  von 08:00 bis 13:00 Uhr 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können schriftlich 
in der Zeit vom: 
 

23.09.2016 bis einschließlich 07.11.2016   
 

bei der Genehmigungsbehörde (Landesverwaltungs-
amt) oder bei der Stelle erhoben werden, bei der Antrag 
und Unterlagen zur Einsicht ausliegen. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen. 
 
Die Einwendungen sollen neben Vor- und Familienna-
men auch die volle und leserliche Anschrift des Einwen-
ders enthalten. Aus den Einwendungen muss erkennbar 
sein, weshalb das Vorhaben für unzulässig gehalten 
wird. Die Einwendungen werden der Antragstellerin 
bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwenders wer-
den dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht, 
soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts der 
Einwendung erforderlich sind. 
 
Sofern frist- und formgerechte Einwendungen vorliegen, 
können diese in einem öffentlichen Erörterungstermin 

am 29.11.2016 mit den Einwendern und der Antragstel-
lerin erörtert werden, soweit dies für die Prüfung der 
Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein 
kann. 
 

Beginn der Erörterung: 10:00 Uhr 

Ort der Erörterung: Gebäude Elbebogen 

 Dessauer Str. 121 
 06886 Lutherstadt Wittenberg 
 

Die Ermessensentscheidung der Genehmigungsbehör-
de, ob ein Erörterungstermin stattfindet, wird nach Ab-
lauf der Einwendungsfrist getroffen und öffentlich be-
kannt gemacht. 
Für den Fall, dass der Erörterungstermin stattfindet, wird 
schon jetzt darauf hingewiesen, dass die frist- und 
formgerechten Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, erörtert werden. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf 
Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältig-
ter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmi-
ge Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige Unterzeich-
ner als Vertreter der übrigen Einwender, der darin mit 
seinem Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als 
Vertreter bezeichnet ist, soweit er nicht von ihnen als 
Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur 
eine natürliche Person sein. Gleichförmige Einwendun-
gen, die die vorgenannten Angaben nicht deutlich sichtbar 
auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthal-
ten, können unberücksichtigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche 
Bekanntmachung erfolgen kann. 
 

−−−−−−−−−− 
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Öffentliche Bekanntgabe des Referates  

Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, 

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung  

zur Einzelfallprüfung nach § 3c des Gesetzes  

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  

im Rahmen des Genehmigungsverfahrens  

zum Antrag der InfraLeuna GmbH, Am Haupttor, 

Bau 4310 aus 06237 Leuna auf Erteilung 

einer Genehmigung nach § 16 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes zur wesentlichen 

Änderung einer Anlage zur Erzeugung von  

Strom und Dampf durch den Einsatz von Erdgas 

in einer Verbrennungseinrichtung, einschließlich 

zugehöriger Dampfkessel, mit einer  

Feuerungswärmeleistung von 50 Megawatt oder 

mehr (GuD-Kraftwerk 2) in 06237 Leuna,  

Landkreis Saalekreis 

 
Die InfraLeuna GmbH aus 06237 Leuna beantragte 
mit Schreiben vom 15.06.2016 beim Landesverwal-
tungsamt Sachsen-Anhalt die Genehmigung nach  
§ 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) für die wesentliche Änderung des  
 

GuD-Kraftwerks 2 

hier:  Solobetrieb Gasturbine 4 (GT 4) 

 Durch Stilllegung des Abhitzekessels mit 

Zusatzfeuerung sowie der Dampfturbine 

und dem separaten Betrieb von Gasturbine 

und Besicherungskessel stellen diese bei-

den Anlagenteile künftig zwei selbständig 

genehmigungsbedürftige Anlagen dar. 

 Da der zum Abhitzekessel gehörende 

Schornstein nach Stilllegen des Abhitze-

kessels nicht mehr genutzt werden kann, er-

folgt ein Neubau eines Schornsteins zwi-

schen Gasturbine und Abhitzekesselhaus. 

 Abweichend vom bisherigen Betriebsregime 

soll es auch möglich sein, die Gasturbine 

und den Besicherungskessel bei Bedarf 

gleichzeitig zu betreiben. 
 
(Anlage nach Nr. 1.1 des Anhangs 1 der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) 
und Art. 10 der Richtlinie 2010/75/EU über Industrie-
emissionen (IE-Richtlinie) 
 

in 06237 Leuna 
 

Gemarkung: Spergau 

Flur:  2 

Flurstück: 110 
 
Gemäß § 3a UVPG wird hiermit bekannt gegeben, 
dass im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 3c 
UVPG festgestellt wurde, dass durch das genannte 
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen zu befürchten sind, so dass im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens keine Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) erforderlich ist.  
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Be-
ruht die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll, 
auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c UVPG, 
ist die Einschätzung der zuständigen Behörde in ei-
nem gerichtlichen Verfahren betreffend die Entschei-
dung über die Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf 

zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben von § 3c UVPG durchgeführt worden ist und 
ob das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde 
liegen, können beim Landesverwaltungsamt, Referat 
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik, 
Umweltverträglichkeitsprüfung in 06118 Halle (Saale), 
Dessauer Str. 70 als der zuständigen Genehmigungs-
behörde, eingesehen werden.  
 

−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des  

Referates Wasser zur  

Einzelfallprüfung nach § 3c UVPG  

zum Vorhaben „Umbau Stauanlage östlich  

von Morsleben an der Aller“ 
 
Der Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Was-
serwirtschaft Sachsen-Anhalt, Otto-von-Guericke-
Straße 5, 39104 Magdeburg, hat mit Schreiben vom 
25.11.2015 beim Landesverwaltungsamt die Plange-
nehmigung nach § 68 Gesetz zur Ordnung des Was-
serhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) für das 
o. g. Vorhaben beantragt.  
 

Gemäß § 3a des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) wird hiermit bekannt gege-
ben, dass im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach  
§ 3c UVPG festgestellt wurde, dass durch das ge-
nannte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Aus-
wirkungen zu befürchten sind, so dass keine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist. 
 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 
Beruht die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben 
soll, auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c, ist 
die Einschätzung der zuständigen Behörde in einem 
gerichtlichen Verfahren betreffend die Entscheidung 
über die Zulässigkeit des Vorhabens nur daraufhin zu 
überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den Vor-
gaben von § 3c durchgeführt worden ist und ob das 
Ergebnis nachvollziehbar ist.  
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde 
liegen, können im Landesverwaltungsamt, Referat 
Wasser, Dienstgebäude Dessauer Straße 70, 06118 

Halle (Saale), eingesehen werden. 
 

−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des  

Referates Wasser zum Verzicht  

auf die Umweltverträglichkeitsprüfung  

gemäß § 3a des Gesetzes über die  

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  

für das Vorhaben  

„Neubau Deich Berßel Bäckergarten“ 

 
Der Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Was-
serwirtschaft (LHW) hat das Vorhaben „Neubau Deich 
Berßel Bäckergarten“ angezeigt. Gemäß § 3a UVPG 
wird hiermit bekannt gemacht, dass die Prüfung ge-
mäß § 3a in Verbindung mit § 3b und § 3c UVPG für 
das oben angegebene Vorhaben ergeben hat, dass 
eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht besteht. Nach der gemäß  
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§ 3c Abs. 1 UVPG durchgeführten allgemeinen Vor-
prüfung des Einzelfalls sind durch das geplante Vor-
haben keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkun-
gen zu erwarten.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde 
liegen, können beim Landesverwaltungsamt, Referat 
404, im Dienstgebäude Dessauer Str. 70, 06118 Halle 
(Saale) als zuständige Genehmigungsbehörde einge-
sehen werden. 
 

−−−−−−−−−− 
 
 

C. Kommunale Gebietskörperschaften 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des 

Burgenlandkreises über 

den Antrag auf Genehmigung der  

1. Änderungssatzung zur Verbandssatzung 

des Zweckverbandes für Wasserversorgung 

und Abwasserbeseitigung Bad Dürrenberg 

(ZWA Bad Dürrenberg) 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes für 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung Bad 
Dürrenberg hat am 17.08.2016 mit Beschluss Nr. 
21/2016 die 1. Änderungssatzung zur Verbandssat-
zung des Zweckverbandes für Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung Bad Dürrenberg beschlossen. 
Die 1. Änderungssatzung zur Verbandssatzung des 
Zweckverbandes für Wasserversorgung und Abwas-
serbeseitigung Bad Dürrenberg ist Bestandteil des 
Amtsblattes und diesem als Anlage beigefügt. 
 
Zu der Verbandssatzung erging durch den Burgen-
landkreis am 01.09.2016, Az: 151200/K/37, folgende 
Verfügung:   
 

1. Änderungssatzung zur Verbandssatzung des 

Zweckverbandes für Wasserversorgung und Ab-

wasserbeseitigung Bad Dürrenberg (ZWA Bad 

Dürrenberg) 

hier: Genehmigung gemäß § 14 Abs. 2 GKG-LSA 

 
Sehr geehrte Frau Michaelis, 

 
auf der Grundlage der Bestimmungen des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes 
Sachsen-Anhalt (GKG-LSA) i. V. m. dem Kommunal-
verfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG 
LSA), dem Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 
Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) sowie der Verwaltungs-
gerichtsordnung (VwGO) in der jeweils gültigen Fas-
sung ergeht folgender  
 

B e s c h e i d: 

 
1. Die durch die Verbandsversammlung des Zweck-

verbandes für Wasserversorgung und Abwasser-
beseitigung Bad Dürrenberg in ihrer Sitzung vom 
17.08.2016 mit Beschluss–Nr. 21/2016 beschlos-
sene 1. Änderungssatzung zur Verbandssatzung 
des Zweckverbandes für Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung Bad Dürrenberg wird ge-
nehmigt. 

2. Für diese Entscheidung werden keine Kosten 
erhoben. 

 
Begründung: 
 
Mit Bericht vom 25.08.2016 wurde durch den Zweck-
verband für Wasserversorgung und Abwasserbeseiti-
gung Bad Dürrenberg der Beschluss-Nr. 21/2016 vom 
17.08.2016 über die 1. Änderungssatzung zur Ver-
bandssatzung des Zweckverbandes für Wasserver-
sorgung und Abwasserbeseitigung Bad Dürrenberg 
unter Beifügung der entsprechenden Unterlagen der 
Kommunalaufsicht des Burgenlandkreises zur Ge-
nehmigung vorgelegt. Die Änderung der Verbandssat-
zung ist aufgrund der Aufgabenübertragung der Nie-
derschlagswasserentsorgung für die Ortschaft Nessa 
durch die Stadt Teuchern auf den Zweckverband für 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung Bad 
Dürrenberg erforderlich.  
 
zu 1.: 
Gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 1 GKG-LSA ist der Burgenland-
kreis zuständige Kommunalaufsichtsbehörde für den 
Zweckverband für Wasserversorgung und Abwasserbe-
seitigung Bad Dürrenberg. Grundlage für die Entschei-
dung ist der § 14 Abs. 2 GKG-LSA. Danach bedürfen 
Änderungen, die den Aufgabenbestand des Zweckver-
bandes der Genehmigung durch die zuständige Kommu-
nalaufsichtsbehörde. Die Genehmigung ist zu erteilen, 
wenn die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür vorliegen. 
Die Prüfung der durch den Zweckverband für Wasserver-
sorgung und Abwasserbeseitigung Bad Dürrenberg vor-
gelegten Unterlagen hat ergeben, dass sowohl die formel-
len als auch die materiell-rechtlichen Voraussetzungen für 
die Erteilung vorliegen. Entsprechend den gesetzlichen 
Regelungen des § 14 Abs. 2 GKG-LSA ist die Genehmi-
gung der Verbandssatzung durch die Kommunalauf-
sichtsbehörde zu erteilen. 
 
zu 2.: 
Die Kostenentscheidung beruht auf § 2 Abs. 2 des 
Verwaltungskostengesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (VwKostG LSA) vom 27.06.1991 in der derzeit 
gültigen Fassung. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch einlegen. Der 
Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim 
Burgenlandkreis, Schönburger Straße 41, in 06618 
Naumburg (Saale) einzulegen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Im Auftrag 

 
−−−−−−−−−− 
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D. Sonstige Dienststellen 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des 

Landesamtes für Geologie und Bergwesen  

Sachsen-Anhalt (LAGB) über  

die Aufhebung einer Bewilligung  

im Bewilligungsfeld Galgenberg  

Nr. II-B-g-89/93 
 
Gemäß § 19 Abs. 1 Satz 1 Bundesberggesetz 
(BBergG) wird die Bewilligung nach § 8 BBergG  
 

Nr.: II-B-g-89/93 
 

im Bewilligungsfeld Galgenberg 
 
für den bergfreien 

Bodenschatz Gesteine zur Herstellung 

von Schotter und Splitt 
 

im Landkreis Saalekreis 

 
auf Antrag vom 18.04.2016 des Rechtsinhabers, der 
Firma MKW Mitteldeutsche Hartstein- Kies- und 
Mischwerke GmbH, Weimarer Straße 29 in 06618 
Naumburg, aufgehoben. 
 
Mit der Bekanntgabe der Aufhebung erlischt das Ge-
winnungsrecht in vollem Umfang. 
Alle im Zusammenhang mit dem Gewinnungsrecht 
ausgestellten Urkunden sowie die dazugehörigen 
Lagerisse werden mit Erlöschen der Bewilligung un-
gültig. 
Die Grenzen der aufgehobenen Bewilligung sind im 
LAGB einsehbar. 
 
Landesamt für Geologie und  
Bergwesen Sachsen-Anhalt 
 
Halle, den 22.08.2016 
 
Im Auftrag 

      
Rappsilber  Siegel

  
 

−−−−−−−−−− 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Herausgegeben vom Landesverwaltungsamt  
Erscheint zum 15. des Monats 

Bezugspreis: 38,64 € jährlich, Einzelpreis: 3,22 €, zuzüglich Versandkosten
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Anlagen 
 

zum Amtsblatt Nr. 9/2016 
 

15. September 2016 
 
 

 
Anlage 1 
 
Vereinbarung über Benutzungsentgelte für die Leistungen der Luftrettung für den 

Luftrettungsstandort Landeshauptstadt Magdeburg (Primärrettung). 

(Seiten 1 bis 7 und Anlagen) 

 
 
Anlage 2 
 
Vereinbarung über Benutzungsentgelte für die Leistungen der Luftrettung für den 

Luftrettungsstandort Stadt Landsberg/OT Oppin (Sekundärrettung). 

(Seiten 1 bis 8 und Anlagen) 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Burgenlandkreises 

 

Anlage 

 

1. Änderungssatzung zur Verbandssatzung des Zweckverbandes für Wasserversorgung und 

Abwasserbeseitigung Bad Dürrenberg (ZWA Bad Dürrenberg) 
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